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Die Einflussgebiete in Libyen

Libysche Nationale Armee von Khalifa Haftar

Tubu-Milizen und Verbündete
Einheitsregierung von Fayez al-Sarraj

Benghasi

Tripolis

Sirte

Kriegsherr Haftar
zeigt sich störrisch
Ringen um Waffenstillstandsabkommen in Libyen

Russland und die Türkei wollen
in Moskau eineWaffenruhe
für Libyen besiegeln. Das erweist
sich aber als komplizierter
und langwieriger als geplant.

MARKUS ACKERET, MOSKAU

Libyen ist zum neuen Angelpunkt der
russischen Diplomatie geworden. Prä-
sident Wladimir Putin hat sich am
Wochenende nicht nur mit der deut-
schen Kanzlerin Angela Merkel im
Kreml darüber ausgetauscht. Er führte
auch Telefongespräche mit allen in den
libyschen Stellvertreterkrieg involvier-
ten Staaten. Am Montag sind der Vor-
sitzende der Regierung der nationalen
Einheit, Fayez al-Sarraj, und sein Kon-
trahent, General Khalifa Haftar, nach
Moskau gereist. Stundenlange Gesprä-
che zunächst der Aussen- und Verteidi-
gungsminister Russlands und derTürkei,
dann auch einzeln mit Sarraj und Haf-
tar, sollten zu einem Waffenstillstands-
abkommen führen. Eine Feuerpause ist
seit Sonntag in Kraft.

Einheitsregierung unterschreibt

Russlands Aussenminister Sergei Law-
row sagte nach stundenlangen Ver-
handlungen, es habe «bestimmte Fort-
schritte» gegeben. Beide Seiten wollten
an der Stabilisierung der Lage arbeiten.
Sarraj unterzeichnete nach Angaben
Lawrows am Montagabend ein Doku-
ment, das die Rahmenbedingungen der
Waffenruhe präzisiert. Haftar erbat sich
Bedenkzeit bis diesen Dienstagmorgen.
Die beiden hatten zwar die Vereinba-
rung begrüsst, die Putin und der tür-
kische Präsident Recep Tayyip Erdo-
gan vergangenen Mittwoch ausgehan-
delt hatten. Aber weil Haftar trotzdem
nicht gewillt war, seine Offensive gegen
die von der Einheitsregierung gehaltene
Hauptstadt Tripolis zu stoppen, hatte
sich auch Sarraj zunächst nicht darauf
einlassen wollen.

DieDetails der nun inMoskau aufge-
setztenVereinbarungwaren amMontag-
abend nur in Umrissen bekannt. Unter
russischer Kontrolle sollten sich beide

Kriegsparteien an die Waffenruhe hal-
tenund ihreTruppen zurückziehen –wo-
hin und wie weit, blieb unklar. Die Ver-
eintenNationen solltendieOberaufsicht
darüber haben. Das hatte Putin bereits
amSamstag ander SeiteMerkels betont.

Vom Versuch, Haftar und Sarraj so
schnell an einen Tisch zu bringen, war
aber nicht die Rede gewesen. Die von
der deutschen Diplomatie angestrengte
Berliner Konferenz zu Libyen sollte
eigentlich diesem Zweck dienen. Putin,
der im Unterschied zu den Europäern
über diplomatische wie militärische
Hebel verfügt, wollte offenbar schneller
sein als die im Falle Libyens uneinige
EU. Als möglicher Termin für die Ber-
liner Konferenz kommt der kommende
Sonntag infrage, aber in Berlin wurde
das noch nicht bestätigt. Erdogan, der
am Montag den Ministerpräsidenten
Italiens, Giuseppe Conte, empfing, kün-
digte seine Teilnahme an.

Kein neutraler Vermittler

Russland hat, zusammen mit der aufsei-
ten der Einheitsregierung in den Krieg
eingestiegenen Türkei, eine Schlüssel-
stellung erlangt bei dem Versuch, den
Krieg in Libyen zu beenden. Dabei
gibt sich Putin, wie in anderen Konflik-
ten auch, als neutraler Vermittler, der
er eigentlich gar nicht ist. Russland hat
sehr wohl Interessen in Libyen – wirt-
schaftliche aus Zeiten des gestürzten
Ghadhafi-Regimes und geopolitische in
der auch für die EU strategisch bedeut-
samen Region. Die Ansicht russischer
Kommentatoren, nur der Türkei und
den interessierten europäischen Staa-
ten – Deutschland, Frankreich, Italien –
gehe es ums Geschäft, ist scheinheilig.

Im Unterschied zur Türkei hat Russ-
land offiziell zwar keine Truppen nach
Libyen geschickt. Aber es ist kein Ge-
heimnis, dass Söldner der Privatarmee
Wagner sowie politische Berater aus
dem Umkreis des Unternehmers Jew-
geni Prigoschin, der mit Putin verbun-
den ist, in Libyen aufseiten Haftars ak-
tiv sind. Russische Medien berichteten
unter Berufung auf diese Kreise aller-
dings, dass Haftar als unsicherer Kanto-
nist und als potenziell wenig loyal gelte.

Freispruch für Klimaaktivisten
«Notstand» rechtfertigt laut einem Richter die Besetzung einer Lausanner CS-Filiale

mak. · Das inszenierte Tennisspiel von
Klimaaktivisten am 22. November 2018
in einer Zweigstelle der Credit Suisse
(CS) in Lausanne ist nicht als Hausfrie-
densbruch zu werten. Zu diesem über-
raschendenUrteil ist amMontag das Be-
zirksgericht im waadtländischen Renens
gelangt. Gerichtspräsident Philippe Co-
lelough befand, die zwölf angeklagten
Mitglieder der Bewegung Lausanne
Action Climat hätten aus einem «recht-
fertigenden Notstand» heraus gehan-
delt. Er sprach sie frei.

Derweil hat in Deutschland die
Klimabewegung Fridays for Future am

Montag in einem Dutzend deutscher
Städte gegen den Entscheid des Sie-
mens-Konzerns protestiert, eine Signal-
anlage für die Schmalspurbahn im um-
strittenen Kohlebergwerk Carmichael in
Australien zu liefern. Konzernchef Joe
Kaeser hatte den Entscheid am späten
Sonntagabend via Twitter mitgeteilt. Er
begründete diesen damit, dass Siemens
zu seinen vertraglichen Pflichten stehen
müsse. Die Enttäuschung unter Um-
weltschützern war besonders gross, weil
Siemens, einer der grösstenTechnologie-
konzerne der Welt, sich gerne als Vor-
bild in Klimafragen präsentiert.

Zürich soll Täterherkunft nennen
Die Stadtpolizei dürfte vom Kantonsrat zu einer Praxisänderung gezwungen werden

jhu. · Es ist ein Alleingang der Stadt
Zürich: Seit zwei Jahren verzichtet sie
in Polizeimitteilungen darauf, die Natio-
nalität vonmutmasslichen Straftätern zu
nennen. Dies begründet die Stadt da-
mit, dass die Offenlegung der Herkunft
eines Täters verdecke, was die eigent-
lichen Ursachen für dessen kriminelle
Handlungen seien. Das Vorgehen der
Stadtpolizei sorgte im Kanton für Un-
ruhe. Die SVP reichte eine Volksinitia-
tive ein, welche von der Polizei nicht
nur die Nennung der Staatsangehörig-
keit fordert, sondern auch die Bekannt-
gabe eines allfälligen Migrationshinter-
grundes.

DieVolksinitiative ist amMontag im
Kantonsrat diskutiert worden, und es
hat sich dabei eine deutliche Mehrheit
für denGegenvorschlag des Regierungs-
rats abgezeichnet, der den Migrations-
hintergrund ausklammert.Nicht nur sol-

len keine unterschiedlichen Kategorien
von Schweizern geschaffen werden, eine
Nennung des Migrationshintergrun-
des wäre aus Sicht der Regierung auch
schlicht nicht praktikabel.

Das sehen selbst einigeVertreter der
SVP so. Die Bürgerlichen wollen dem
Gegenvorschlag zustimmen, weil die
Öffentlichkeit ein Anrecht darauf habe,
transparent informiert zu werden. Auf
linker Seite ist es eher ein Entscheid für
das geringere Übel. Das Initiativkomi-
tee hatte imVorfeld angekündigt, die In-
itiative bei einer Annahme des Gegen-
vorschlags zurückzuziehen. Definitiv ist
das aber noch nicht.

Klimaproteste
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Kampf
um die Rigi

Mit Petitionen und Protestaktionen wehren sichAnwohner gegen die vielenTouris-
ten auf der Rigi. Für Diskussionen sorgt vor allem eine neue Gondelbahn, die von
Weggis nach Rigi-Kaltbad führen soll (im Bild die heutige Luftseilbahn). Nun liegt
ein Gutachten der Eidgenössischen Natur- und Heimatschutzkommission vor, das
die Rigi BahnenAG nicht veröffentlichen will. Schweiz, Seite 15
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Die neue Gondelbahn an der Rigi
schürt die Angst vor Overtourism
Anwohner verlangen die sofortige Veröffentlichung eines brisanten Gutachtens

ERICH ASCHWANDEN

Wenn man von der Rigi spricht, fällt
immer häufiger das Stichwort Overtou-
rism. Tatsächlich wird die «Königin der
Berge» von immer mehr Reisenden aus
aller Welt besucht. Transportierten die
Rigi-Bahnen im Jahr 2012 noch knapp
600 000 Passagiere, fuhren 2018 bereits
910 000 Besucher vonArth-Goldau,Vitz-
nau oderWeggis aus auf die Rigi.DieTen-
denz ist weiter steigend. Dass das Touris-
musunternehmen von einem Rekord zum
nächsten eilt, spüren auch die Reisenden.
An besonders schönenTagen kann es rich-
tig eng werden und zu Wartezeiten kom-
men. Dies hat vor allem bei Ausflüglern
aus der Schweiz zu Unmut geführt.

Doch es könnte noch schlimmer kom-
men. Das nächste grosse Bauprojekt ist
bereits weit gediehen. Die Luftseilbahn
zwischen Weggis und Rigi-Kaltbad ist
am Ende ihrer Lebenszeit angelangt und
muss ersetzt werden. Die Rigi-Bahnen
planen keinen Eins-zu-eins-Ersatz der
zwei Kabinen, die gegenwärtig zwischen
Berg- und Talstation pendeln. Vielmehr
soll künftig eine Gondelbahn der neus-
ten Generation die Südflanke des Berges
erschliessen. Dies ist ein heikles Unter-
fangen, überquert die Bahn doch eine
Zone hoch über demVierwaldstättersee,
die zum Bundesinventar der Landschaf-
ten und Naturdenkmäler zählt.

Information erst im Februar

Ob das Grossprojekt in diesem heik-
len Gebiet tatsächlich realisiert werden
kann, hängt nicht zuletzt von der Ein-
schätzung der Eidgenössischen Natur-
und Heimatschutzkommission (ENHK)
ab. Deren mit Spannung erwartetes Gut-
achten mit wegweisenden Empfehlun-
gen liegt seit kurzem vor. Unter ande-
rem haben es die Rigi Bahnen AG und
die Gemeinde Weggis erhalten. Über die
wichtigsten Punkte will das Tourismus-
unternehmen die Öffentlichkeit jedoch
erst im Februar orientieren.

Für René Stettler, der in Rigi-Kalt-
bad wohnt, ist dies zu spät: «Als Bürger
habe ich grosse Mühe mit diesem Vor-
gehen.Warum braucht es diese Geheim-
niskrämerei? Jeder Interessierte soll auf
der Website der Gemeinde die Empfeh-
lungen der ENHK einsehen können.»
In einem offenen Brief im Lokalblatt
«Wochen-Zeitung» fordert er daher die
Veröffentlichung des Dokuments in vol-
lemWortlaut.Stettler bezeichnet sich sel-
ber als «Speerspitze» jener Leute,die sich
gegen eine weitere Zunahme des Mas-
sentourismus wehren. Vor drei Jahren
initiierte der Kulturwissenschafter die
Petition «Nein! zu Rigi-Disney-World»,
auf die die Petition «Rigi: 800 000 sind
genug!» folgte. Stettler befürchtet, dass
die Geheimhaltung des Gutachtens dazu
führt, dass Schutzverbände und Anwoh-
ner zu spät informiert werden, um Ein-
sprache erheben zu können.

Godi Marbach, Geschäftsführer der
GemeindeWeggis,erklärt: «Der Ball liegt

bei den Rigi-Bahnen. Sie entscheiden,
wann das Gutachten veröffentlicht wird,
das wir im positiven Sinn zur Kenntnis ge-
nommen haben.» Zu den im offenen Brief
aufgestelltenVorwürfen und Forderungen
Stettlers will er nicht über die Medien Stel-
lung nehmen. Es gelte nun den ordent-
lichen Prozess einzuhalten,in welchem die
Standortgemeinde später am Zug sei.Auf-
grund der bisher bekannten Fakten be-
grüsse der Gemeinderat das Vorhaben.

Doch was steht denn nun eigentlich
in dem Gutachten? Ins Detail gehen will

Marcel Waldis, CEO ad interim der Rigi
Bahnen AG, nicht. Doch immerhin lässt
er sich entlocken, dass der Grundtenor
der ENHK positiv ausfalle. «Es hätte ja
auch sein können, dass die Kommission
einen schweren Eingriff in die Land-
schaft feststellt. Das ist nicht der Fall.
Wir sind somit auf dem richtigen Weg»,
erklärt Waldis. Allerdings sind die Rigi-
Bahnen gefordert, weitere Abklärungen
vorzunehmen und Nachweise zu erbrin-

gen. Vorher will man das Schriftstück
vertieft analysieren und Vertreter der
Grundeigentümer, Schutzverbände und
Interessengemeinschaften über den In-
halt des Gutachtens informieren und sich
mit ihnen zu einem Austausch treffen.

Stettler interpretiert diese Aussa-
gen so, dass die Rigi-Bahnen dazu auf-
gefordert werden, das Projekt noch ein-
mal zu überarbeiten. Dies ist bereits im
Verlauf des bisherigen Planungsprozes-
ses geschehen. So wurde die Anzahl der
für die Gondelbahn notwendigen Stüt-
zen von 16 auf 11 reduziert. Damit sollen
die Eingriffe in die Landschaft verrin-
gert werden. Stettler genügt dies nicht.
«Es muss über neue Konzepte diskutiert
werden wie eine 3S-Bahn, die nur drei
Masten benötigen würde», fordert er.
Eine solche Dreiseilumlaufbahn führt
seit der Wintersaison 2018/19 auf das
Kleine Matterhorn in Zermatt.

800 Personen pro Stunde

Der Landschaftsschutz ist nicht der ein-
zige Grund, warum sich Anwohner gegen
das Projekt zur Wehr setzen. Sorgen be-
reiten ihnen auch die Kapazitätssteigerun-
gen,die mit der neuen Bahn möglich sind.
Die heutige Pendelbahn verfügt über eine
Kapazität von 640 Personen pro Stunde.
Die geplante Gondelbahn hat eine theo-
retische Kapazität von 800 Personen pro
Stunde.Ursprünglich hatten die Rigi-Bah-
nen einen späteren Kapazitätsausbau auf
1200 Personen pro Stunde vorgesehen.
Eine solche Erweiterung würde jedoch

ein neues Genehmigungsverfahren not-
wendig machen. Stettler ist davon über-
zeugt, dass diese Forderung eher früher
als später kommen wird.«Doch schon mit
der heute vorgesehenen Kapazität ist ein
Verkehrschaos bei der Talstation garan-
tiert», so seine Befürchtung.

DochdieGemeindeWeggisstehtnach
wie vor hinter dem Projekt. Man werde
nun die notwendige Teilzonenplanung
in die Wege leiten, erläutert Geschäfts-
führer Marbach.Zudem will sich die Ge-
meindestärkeralsbisheramAktienkapi-

tal der Rigi Bahnen AG beteiligen. Zum
einen,weildieGondelbahndieErschlies-
sung des Ortsteils Rigi-Kaltbad sicher-
stellt, zum anderen, weil die touristische
Infrastruktur auf den neuesten Stand ge-
bracht werden müsse. Über beide Ge-
schäfte sollen die Stimmbürger noch in
diesemJahranderUrneabstimmenkön-
nen.«GegenwärtignehmeichdieGrund-
stimmung in der Bevölkerung als positiv
wahr», sagt Marbach.

Die bestehende Seilbahn vonWeggis hinauf nach Rigi-Kaltbad hat altershalber bald ausgedient. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Touristen stürmen die Rigi
Anzahl Passagiere pro Jahr (in Tausend)
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Die Bahn überquert
eine Zone über dem
Vierwaldstättersee,
die zum Bundesinventar
der Landschaften und
Naturdenkmäler zählt.

Bus, Zug und
Mietauto über
eine einzige App
Neutrale Datenplattform
stösst auf Widerstand der SBB

CHRISTOF FORSTER, BERN

Wer nach halb fünf mit dem öV von
Zürich ins Diemtigtal im Berner Ober-
land fahren will, hat ein Problem. Er
kommt nur noch nach Oey-Diemtigen
beim Eingang des Tals. Was tun? Man
könnte ein Taxi buchen oder ein Mobi-
lity-Fahrzeug reservieren, falls ein sol-
ches in Oey-Diemtigen vorhanden ist.

Eine entsprechende Suche wird
schnell aufwendig.Viel einfacher wäre es,
wenn alles aus einer Hand auf einerApp
organisiert werden könnte. Das heisst,
Bahnticket sowie Mobility-Auto auf der-
selben Plattform mit ein paar Klicks bu-
chen und reservieren. Auf dem Weg zu
solchen vernetzten Angeboten gibt es
aber Hindernisse. App-Entwickler, bei
denen es sich typischerweise um kleinere
Firmen handelt, kämen mit dem Aufbau
einer umfassenden Datenplattform und
deren Vernetzung mit Anbietern schnell
an ihre Grenzen. Weil sich der Bund
von der multimodalen Mobilität, wie sie
Experten nennen, einen hohen Nutzen
verspricht, will er sie fördern.

Tickets durch Drittanbieter?

Nachdem in alle Richtung über Förder-
massnahmen diskutiert worden ist, steht
nun der Aufbau einer neutralen Daten-
plattform im Zentrum – im Sinne von
Service public.Auf dieser Plattform wer-
den möglichst umfassend Daten zum
(öffentlichen) Verkehr verfügbar sein.
Dazu gehören neben Echtzeit-Fahr-
plänen beispielsweise Haltestellen, Um-
steigepunkte, Strassennetz,Velowegnetz
und Betriebsdaten wie etwa die Über-
sicht über Verkehrsstaus. In einem zwei-
ten Schritt sollen weitere Angebote wie
Auto- und Velo- oder Trottinettverleih
aufgenommen werden. Auch Angaben
über Preise müssten verfügbar sein.

Mit einer solchen Plattform, so die
Überlegungen beim Bund, wäre es für
Dritte einfacher, vernetzte Angebote
zu entwickeln. Gewisse Daten sind be-
reits heute verfügbar auf der Open-Data-
Plattform öV Schweiz, welche die SBB
im Auftrag des Bundesamts für Verkehr
betreiben. Damit Dritte solche Angebote
lancieren, sollte ihnen laut Bund unter
gewissen Bedingungen auch erlaubt sein,
selbst Tickets zu verkaufen. Heute ist
dies nur Transportunternehmen gestat-
tet. Diese Vorgabe will der Bund nun
lockern – mit einer Änderung beim Per-
sonenbeförderungsgesetz.Voraussetzung
ist, dass die Anbieter von ausserhalb der
ÖV-Branche über eine Niederlassung
oder einen Sitz in der Schweiz verfügen
und sich hier registrieren lassen.

SBB wollen gegenseitige Öffnung

Das Ansinnen stösst in der ÖV-Bran-
che jedoch auf Widerstand, wie die Ver-
nehmlassung zur Gesetzesrevision ge-
zeigt hat. Die SBB sehen keinen Hand-
lungsbedarf.Die Branche sei gewillt,über
einen Standardvertrag Dritten den Zu-
gang zur neuen ÖV-Plattform Nova zu
gewähren. Nova ist eine Plattform für
den Vertrieb von Angeboten des öffent-
lichen Verkehrs. Die vom Bund vorge-
schlagene Lösung führt laut den SBB zu
einem Pseudowettbewerb. Echter Wett-
bewerb und eine Förderung der multi-
modalen Mobilität würden voraussetzen,
dass alle Unternehmen ihre Vertriebs-
systeme gegenseitig öffneten. Der Bun-
desrat wolle aber einseitig nur ÖV-Unter-
nehmen zur Öffnung gesetzlich verpflich-
ten. Für alle übrigen Mobilitätsanbieter
plane er lediglich Anreize, schreiben die
SBB in ihrer Vernehmlassungsantwort.
Die SBB wehren sich auch gegen denVor-
schlag des Bundesrats, dass Drittanbieter
frei sein sollen bei der Preisgestaltung der
Billette. Weil sich die ÖV-Unternehmen
an die offiziellen Preise halten müssten,
werde dadurch der Wettbewerb verzerrt.

Nun ist nun der Bundesrat gefordert.
Er wird voraussichtlich in diesem Halb-
jahr entscheiden, ob der ÖV-Vertrieb
per Gesetz auf Dritte ausgeweitet wer-
den oder ob die Branche das Thema sel-
ber regeln soll.

Die Rigi-Bahnen
sind gefordert,
weitere Abklärungen
vorzunehmen
und Nachweise
zu erbringen.


